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Unter jenen gedankenreichen Erzählungen, mit denen der 

grosse Schwärmer und Poet Leo Tolstoi uns beschenkt hat, 
giebt es eine, die, so oft ich sie gelesen, einen tiefen und nach- 
haltigen Eindruck in meiner Seele zurückgelassen hat. Ich 
meine jene kurze Novelle, welche überschrieben ist: Der Tod 
des Iwan liitsch. 

Iwan Ilitsch ist nichts weniger als eine absonderliche Na- 
tur. Schlecht und recht hat er sein Leben gefuhrt und jeden- 
falls ist er sich keiner Handlung bewusst, die verdientermaassen 
durch ein trauriges Geschick hätte gesühnt werden müssen. 
Und dennoch kommt das Verhängnis über ihn. Noch in 
voller Manneskraft erkrankt er. Mit schwachen Ansätzen be- 
ginnend, macht sein Leiden bald riesenhafte Fortschritte; von 
einem einzelnen Körperteile ausgehend, erfasst es allmählich 
den ganzen Leib. Von seinen Freunden, von seiner Familie 
und von seinen Ärzten aufgegeben, fühlt sich Iwan Ilitsch, als 
ein dem sicheren Tode Geweihter, bei lebendigem Leibe aus 
der Gesellschaft der Lebenden ausgestossen, als ein Hoffnungs- 
loser aus den Reihen der Hoffenden und Strebenden. Allein 
auf sich selbst angewiesen, kämpft er einen furchtbaren Ver- 
zweiflungskampf, von dem seine Umgebung nichts ahnt. In 
seiner Seele ringt der Wille zum Leben mit der gewissen Er- 
kenntnis eines unvermeidlichen Todes. Von Entsetzen erfüllt, 
wird er zum ohnmächtigen Zuschauer der grausigen Zerstörung 
seines Leibes, des .Verfalles seiner Lebenskraft. Er sieht sich 
selbst als Schauplatz eines unabänderlich sich vollziehenden 
Prozesses, bei dem es sich um seine Existenz handelt, ohne 
dass es ihm doch möglich wäre, rettend einzugreifen. 
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Aber Iwan Ilitsch ist nicht nur eine Romanfigur, mit deren 
singulären Schicksalen wir ein vorübergehendes Mitleid em- 
pfinden, sondern er ist — und hierauf beruht die höhere Be- 
deutung der schlichten Erzählung Tolstoi's — gewissermaassen 
ein Symbol der leidenden Menschheit überhaupt. Er ist der 
leidende Mensch, an dessen Person sich nach unwandelbaren 
Normen das Weltgesetz erfüllt, mag er sich diesem Prozesse 
nun in titanenhaftem Übermute widersetzen, oder mag er sich 
ihm fügen, getröstet und erhoben durch jenes mächtige Gefühl, 
das ein neuerer englischer Schriftsteller, Benjamin Kidd, in 
seinem Buche über die soziale Evolution schlechthin als das 
»religiöse« bezeichnet hat. 

Wie die menschlichen Individuen, so lehrt uns nun heute 
eine tiefere wissenschaftliche Einsicht auch die sozialen Gebilde 
als vergängliche Lebensformen betrachten. Als »historische 
Kategorien« sind sie dem Loose verfallen, im Verlaufe des un- 
endlichen Daseinskampfes, den wir als den entscheidenden 
Faktor alles Fortschrittes haben erkennen lernen, dem Herren 
der Zukunft, dem »Passenderen«, Platz zu machen, wenn ihre 
Rolle zu Ende gespielt ist. Und so sehen wir denn in der 
Gegenwart das dereinstens blühende Handwerk in einem, wie 
es den Anschein hat, hoffnungslosen Kampfe mit den Mächten 
des aufstrebenden Grossbetriebes, wir nehmen an seinem kranken 
Leibe die Anzeichen körperlicher Zersetzung und Auflösung 
wahr und wir bemerken als deren Begleiterscheinungen auch 
alle Symptome geistigen Verfalles, thatlose Mutlosigkeit und 
Lethargie bei den einen, Einsichtslosigkeit und krankhafte 
Starrköpfigkeit bei den anderen. 

Der Evolutionist, wenn er dieser Erscheinungen ansichtig 
wird, die zw^ar an verschiedenen Orten in verschiedenem Grade, 
ihrem Wesen nach aber überall in gleicher Weise hervortreten, 
darf sich damit begnügen, sie zu registrieren, um sie seinem 
mächtig anwachsenden Bew^eisschatze einzuverleiben. Kalt und 
achtlos, wie der Dämon des Krieges auf Franz Stucks berühm- 
tem Bilde über das blutgetränkte Leichenfeld hinwegreitet, mag 
auch er an jenen Tausenden vernichteter Existenzen , den 
Opfern des modernen wirtschaftlichen Daseinskampfes, vorüber- 
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schreiten. Ja, er darf kaum darauf bedacht sein, den ver- 
nichtenden Charakter dieses Ringens abzumildern, geschweige 
denn, es zu beseitigen. Ist doch dessen Fortbestehen, als Voraus- 
setzung der Selektion, nicht nur zugleich damit die Voraus- 
setzung alles weiteren Fortschrittes, sondern, sofern Professor 
Weismann und seine Schüler Recht behalten, auch das einzige 
Schutzmittel gegen Degeneration, gegen ein Herabsinken von 
der unter zahllosen Opfern erklommenen Höhe. 

Gleichwohl wird sich der Sozialpolitiker nicht zu thatloser 
Resignation entschliessen können. Denn ebenso sehr, wie das 
Geschick der zukünftigen, muss ihm das der heute lebenden 
Generation am Herzen liegen. Kann oder mag er als Evo- 
lutionist den wirtschaftlichen Daseinskampf nicht beseitigen, so 
wird er doch als Mensch und Staatsmann darauf sinnen müssen, 
die Schwachen bei ihrem Ringen zu unterstützen , sie zum 
Kampfe zu rüsten und, soweit ihre Niederlage unvermeidlich 
ist, sie vor äusserstem Elende zu bewahren. In der That ist 
dies seit langem die Haltung aller derer gewesen, die kraft 
ihres Amtes berufen waren, ordnend und fördernd in den na- 
türlichen Lauf der Ereignisse einzugreifen. Und sie haben sich 
bei diesem Bestreben jederzeit der Unterstützung seitens der 
sozialen Wissenschaft zu erfreuen gehabt. Ist man sich aber 
im allgemeinen einig über das sozialpolitische Ziel, so ist 
man es um so weniger hinsichtlich der anzuwendenden Mittel. 
Und zwar hat es sich, namentlich bei der öffentlichen Dis- 
kussion dieses Problemes in Parlament und Presse, vorzugsweise 
darum gehandelt, ob das Beschreiten des scheinbar nächst- 
liegenden Weges, nämlich eine Abänderung der Gewerbe- 
ordnung, geeignet sei, die bedrängte Lage der kleingewerb- 
lichen Bevölkerung zu verbessern. 

Es lag für Deutschland nahe, sich da Rates zu erholen, wo 
ähnliche Versuche in neuester Zeit bereits gemacht worden 
waren, nämlich in Österreich. Dahin wandten sich denn auch 
alsobald alle prüfenden Blicke, ohne dass es jedoch bisher ge- 
lungen wäre, über die Bedeutung der Erscheinungen, die sich 
daselbst dem Beobachter aufdrängen, zu einem abschliessenden 
und allgemein anerkannten Urteile zu gelangen. 



überzeugt von der Wichtigkeit der streitigen Frage, ent- 
schloss ich mich, ihre Beantwortung zum Gegenstande einer 
besonderen wissenschaftlichen Arbeit zu machen, indem ich 
mir die Aufgabe stellte, im Anschluss an eine Dai*stellung der 
österreichischen Gewerbepolitik während des 19. Jahrhunderts 
den praktischen Wert der Reformgesetzgebung von 1883 auf 
Grund der Thatsachen zu prüfen und klar zu legen. Nur einen 
kleinen Ausschnitt aus dieser grösseren Untersuchung bildet 
die vorliegende Abhandlung, die speziell die verschiedenartigen 
Lösungen, die das Problem der Gewerbeordnung während des 
19. Jahrhunderts in Ost erreich erfahren, übersichtlich zur Dar- 
stellung bringen will. Doch kommt es dem Verfasser dabei 
weniger auf eine streng historische Untersuchung der gewerbe- 
rechtlichen Ideenentwicklung und der damit verbundenen po- 
litischen Kämpfe, als auf eine objektive Analyse des Resultates 
dieser Bewegungen an, wie es sich jeweilen in Gesetzen und Gesetz- 
entwürfen niedergeschlagen hat. 



I. 

»Österreich erinnert an jene grossen, aber widerspruchs- 
vollen Naturen, die uns zuweilen begegnen und in denen die 
grellen Gegensätze im engen Rahmen einer Menschenseele fas- 
zinierend wirken. Solche Charaktere ziehen uns an, indem sie 
uns gleichzeitig abstossen, und üben auf den Beobachter eine 
fast dämonische Gewalt aus, während sie den flüchtigen Beschauer, 
je nach der ihm zugewandten dunklen oder hellen Seite, mit 
Abscheu oder Bewunderung erfüllen. Eine staatliche Doppel- 
natur dieser Art ist Österreich ; es ist bald von hoher sittlicher 
und Kulturbedeutung, bald entsittlichend und den Geistes- 
fortschritt hemmend; es ist bald kraftvoll und ausdauernd, bald 
hinßLllig und schlaff; und all dies zuweilen im schroffsten, durch 
keine Übergänge gemilderten Gegensatze. Es schnellte sich 
nie so rasch zu ungeahnter Höhe empor, als wenn es am 
tiefsten gesunken schien, und war nie dem Styrze so nahe, als 
wenn es sich scheinbar im Zenith seiner Macht befand«. Diese 
Worte, mit denen im Jahre 1869 Adolph Fischhof seine poli- 
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tische Studie »Österreich und die Bürgschaften seines Bestandes« 
cM'nleitete *), sind auch heutigen Tages noch immer charakte- 
ristisch für dieses merkwürdige Land, das so eng mit Deutsch- 
land verbunden, so viel von Deutschen besucht und doch so 
wenig von ihnen verstanden wird. Rudolph Meyer ^), gewiss 
ein gründlicher Kenner österreichischer Verhältnisse, nennt es 
einen »greisenhaften« Staat und hat in gewissem Sinne Recht 
damit. Und doch, wer das modernste politische und soziale 
Leben Österreichs verfolgt, w^o sich »der Most oft so absurd ge- 
bärdet,« dass man fast an der Wahrheit jener Goethe'schen 
Sentenz verzweifeln möchte, der findet neben mancherlei ürväter- 
hausrat Erscheinungen, wie sie nur dem Gebahren jugendlicher 
Völker eigentümlich zu sein pflegen. Daher möchte ich 
Österreich eher mit einer alten Eiche vergleichen. Viele abge- 
storbene Äste trägt sie in ihrer weitschattigen Krone und der 
nächste Frühlingsslurm v^^ird sie schonungslos herabfegen. 
Dennoch spriessen noch immer so jugendkräftige Schösslinge 
aus ihrem Stamme hervor, dass ihr noch eine lange Zukunft 
in ungeschwächter Kraft beschieden zu sein scheint. 

Mit einem Worte, Österreich ist, um mich eines Spielhagen- 
schen Ausdruckes zu bedienen, eine »problematische Natur«, 
vielleicht könnte man sagen, die problematische Natur in der 
europäischen Staatengesellschaft: voller Absonderlichkeiten, alt- 
väterischer Gewohnheiten und bizarrer Einfalle ; problematisch in 
seiner Geschichte, problematisch in seiner heutigen Existenz, 
problematisch am allermeisten in seiner Zukunft. Problematisch, 
d. h. in ei-ster Linie auch unberechenbar. Die erstaunliche 
Komplikation der Verhältnisse auf allen Gebieten des sozialen 
Lebens, die Mannigfaltigkeit der einwirkenden Faktoren, die 
Vielgestaltigkeit der Formen und Gebilde, sie alle haben von 
Alters her jede einheitliche Regelung irgendwelcher Kardinal- 
fragen ungeheuer erschwert. Daher sehen wir denn auch heute 
noch, trotz aller centralistischen Bestrebungen, die österreichische 



1) Daselbst, Wien 1869. WaJlishauser. S. 5. 

2) £mancipation8kampf des 4. Standes. Berlin 1875. Schindler. S. 39. 
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Staatsgewalt, solange die Zustände nur einigermaassen erträg- 
lich bleiben, diesem Dilemma aus dem Wege zu gehen, oder 
auch nicht selten, wie dereinst Josef IL, an der praktischen 
Unlösbarkeit der gestellten Aufgabe scheitern. Und ich glaube 
nicht zu irren, wenn ich es, von anderen in gleicher Richtung 
wirkenden Momenten abgesehen, vorzugsweise diesem Umstände 
zuschreibe, dass bis über die Mitte dieses Jahrhunderts hinaus 
das österreichische Gewerbewesen eine die gesammte Monarchie 
umfassende, einheitliche gesetzliche Regelung entbehren musste. 
Um es also nochmals zu betonen, fehlte es trotz zahl- 
reich vorhandener gewerblicher Normen vor Erlass des Ge- 
werbepatentes von 1859 in Österreich an einem einheitlichen 
Gewerberechte, womit jedoch keineswegs gesagt sein soll , es 
habe bis dahin der Staat überhaupt darauf verzichtet , seinen 
Einfluss auf gewerblichem Gebiete geltend zu machen. Aller- 
dings hatte sich während des Mittelalters, wie im heutigen 
Deutschland, auch in Osterreich die erste Ausgestaltung ge- 
werblichen Rechtes innerhalb der städtischen Gewerbekorpo- 
rationen vollzogen, wenngleich diese letzteren es hier wohl nie 
und nirgends zu einer ähnlichen Machtenfaltung gebracht haben, 
wie ihre reichsdeutschen Schwestern. Doch begann die Staats- 
gewalt in Österreich schon sehr frühzeitig, und zwar in abso- 
lutistischem Sinne, wenn auch zunächst noch in Anlehnung an das 
historisch Gewordene, reformierend in diese autonome Rechts- 
entwicklung einzugreifen. Ich sage in absolutistischem Sinne, 
weil von Anbeginn ihr Hauptbestreben dahin gerichtet war, 
die Macht der gewerblichen Korporationen zu brechen. An 
Vorwänden dazu konnte es in Anbetracht der herrschenden 
Missstände, niemals fehlen. Schon 1527 und 1528 bemüht sich 
Ferdinand 1. um Beseitigung der Zunftautonomie und um eine 
Neuregelung des Gewerbewesens. Und ihm folgen auf dieser 
Bahn alle Regenten bis auf Leopold I. durch Erlass einer 
grossen Anzahl von SpezialVerordnungen. Der unter des letz- 
teren Regierung zu Ende des 17. Jahrhunderts auftauchende 
Plan, »das Übel bei der Wurzel zu fassen und durch Aus- 
rottung der Zünfte den bürgerlichen Erwerb zu curieren«, bleibt 
zwar unausgeführt. Und auch in der Folgezeit schreckt man 
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vor dieser radikalen Maassregel zurück. Aber, wovor man sich 
scheute, wenn es galt, es mit einem Schlage zu vollbringen, 
daran arbeiteten Gesetzgebung und Verwaltung unermüdlich 
im Einzelnen und im Kleinen. Und wenn es im Verlaufe des 
18. Jahrhunderts, bei zunehmender Herrschaft merkantilistischer 
Leitmotive, auch den vereinten Bemühungen Josef I., Karl VI., 
Maria Theresias, Josef II. und ihrer Staatsmänner nicht ge- 
lang, das Gewerbsleben ausschliesslich nach staatlichen Normen 
zu regeln und die Zünfte und Gremien zu gefügigen Organen 
Qiner absolutistischen Regierung umzugestalten, so lag dies ge- 
wiss nicht am Mangel des Willens hierzu, sondern an der 
faktischen Ohnmacht der Staatsgewalt, der es an Zwangsmitteln 
fehlte, um die in Menge erlassenen Rechtsnormen zur praktischen 
Durchführung zu bringen. 

Scheiterten so" die Versuche der Staatsgewalt, auf dem 
Wege einer Reform des aus der Vorzeit überkommenen 
Rechtes Einfluss auf die gewerbliche Entwicklung zu ge- 
winnen, zum grossen Teile am passiven Widerstände der 
in Zünften organisierten Handwerker, so musste sich ihr Be- 
streben naturgemäss darauf richten, ausserhalb des Macht- 
bereiches jener ein Gebiet gewerblicher Thätigkeit abzustecken, das, 
als ein vom Staate geschaffenes, von vornherein ihrer Ein- 
wirkung entzogen war. Wie in Deutschland, so hatten von 
Alters her auch in Österreich neben den zünftigen, unzünftige 
Gewerbe, allerdings von meist untergeordneter Bedeutung, be- 
standen. Die Tendenz der staatlichen Gewerbepolitik ging 
nun, unteretützt von der allgemeinen wirtschaftlichen Ent- 
wicklung, dahin, deren Zahl auf Kosten der zünftigen zu er- 
weitern. Das Aufkommen der wohl zuerst für das Ende des 
16. Jahrhunderts nachweisbaren und sich nur auf die Stadt 
Wien erstreckenden sogenannten »Hoffreiheiten«, die Einführung 
mannigfaltiger Fabriksprivilegien, der sogenannten »Privativa«, 
durch Josef I. zu Anfang des 18. Jahrhunderts, und der so- 
genannten »Schutzbefugnisse« durch Karl VI. im Jahre 1725, 
welche letzteren insbesondere den Zweck hatten, den Gesellen 
zünftiger Gewerbe deren selbständigen Betrieb ohne vorherigen 
Erwerb des zünftigen Meisterrechtes zu ermöglichen, sie alle 
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bildeten nar die ersten Etappen in der Eotfaltung eines ge- 
werbepolitischen Systems, das erst anter der Regierung Maria 
Theresias und Josef ü. durch Zulassung der sogenannten ^freien 
Beschäftigungenc zur Tollen Ausbildung gelangte, aber auch in 
der Folgezeit, selbst unt^ dem Regimente des reaktionären 
Franz 1., dank der Standhaftigkeit der höchsten Staatsbehörden 
keine wesentliche Änderung erfuhr. 

Nach alledem unterliegt es keinem Zweifel, dass in der 
That die Staatsgewalt in Österreich schon seit einer langen 
Reihe von Jahren die Regelung des Gewerl)slel)ens als eine 
spezielle Domäne für die Bethätigung ihrer Wirksamkeit in 
Anspruch nahm. Allmählich in der Realisierung ihres Bestre- 
bens fortschreitend, hat sie sich zu Anfang dieses Jahrhunderts 
fast zur allmächtigen Herrscherin auf diesem Gebiete empor- 
geschwungen. Und es bleibt mir nur noch genauer festzu- 
stellen, welches das Endresultat dieser gewerbepolitischen 
Entwicklung gewesen, d. h. auf welche Weise man damals das 
Problem der Gewerbeordnung zu lösen gesucht hat. 

Die Antwort lautet : auf dem Wege des Konzessionssystems. 
Die zünftlerische Anschauung, dass der Gewerbebetrieb ein 
Amt sei, das der Einzelne im Auftrage der Gesammtheit und 
unter Aufsicht der Gewerbegenossen zum gemeinsamen Wohle 
zu verwalten habe, ist verschwunden. An ihre Stelle ist eine 
andere getreten. Die Ausübung der gewerblichen Thätigkeit 
ist zum staatlichen Privileg, zur »Befugnis« geworden, die der 
behördlichen Konzession bedarf. Zwar verschmäht es die 
Staatsgewalt mehr und mehr, als gewerblicher Lehrmeister und 
Sachverständiger Umfang und Technik der gewerblichen Pro- 
duktion unmittelbar und autoritativ zu regeln. Aber als Ober- 
vormund aller Bürger wacht sie darüber, dass nur solche In- 
dividuen zum Gewerbebetriebe zugelassen werden, von denen 
sich nach Lage der Dinge eine für die Gesammtheit er- 
spriessliche Thätigkeit erwarten lässt. Und sie verzichtet auf 
eine Prüfung der in Frage kommenden Umstände nur bei 
denjenigen gewerblichen Beschäftigungen, deren Betrieb, von 
wem immer er ausgeübt werde, nach der jeweilen herrschenden 
Auflassung zu keinerlei Befürchtungen Anlass giebt. 
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Demnach gab es schon damals im wesentlichen nur zwei 
Hauptgruppen von Gewerben: freie und konzessionierte, von 
denen freilich die letztere an Zahl wie an Bedeutung die andere bei 
weitem übertraf. Freie, d. h. solche, zu deren Betrieb die 
blosse Anmeldung des Gewerbes bei der Gewerbebehörde au- 
torisierte; konzessionierte, d. h. solche, zu deren Ausübung 
man einer besonderen behördlichen Genehmigung bedurfte. 
Doch fehlte es unter den konzessionierten nicht an wichtigen 
Abstufungen. Und zwar beruhten diese auf der Art der Be- 
dingungen, unter denen die staatliche Konzession für gewisse 
Kategorien von Gewerben erteilt zu werden pflegte. Ihre Er- 
langung war regelmässig an das Vorhandensein bestimmter 
persönlicher Voraussetzungen, so namentlich an den Nachweis 
der erforderlichen Gewerbskenntnisse, der bei den sogenannten 
zünftigen Gewerben nur auf Grund eines bei einer Zunft recht- 
mässig erworbenen Meisterrechts, sonst aber auf sehr ver- 
schiedenartige Weise erbracht werden konnte, oder auch an den 
Nachweis eines Betriebsfonds geknüpft. Nur bei den soge- 
nannten > Polizeigewerben«, hauptsächlich solchen, deren Ab- 
satz aus wirtschaftlichen Gründen auf ihren Standort beschränkt 
war, wurde die Erteilung der Konzession auch vom Lokalbedarf 
abhängig gemacht, ohne dass jedoch die Behörden dabei an 
eine bestimmte Zahl gebunden gewesen wären. 

Dementsprechend war der Einfluss der Staatsgewalt auf die 
thatsächliche Gestaltung der nationalen Gesammtproduktion 
noch immer von nicht zu unterschätzender Bedeutung. Und 
die jederzeit vorhandene Möglichkeit, wenn auch innerhalb ge- 
wisser Grenzen, die Voraussetzungen für die Erlangung von Ge- 
werbekonzessionen zu verändern und so die Zahl der Betriebe 
nach Gutdünken zu vermehren oder einzuschränken, gestaltete 
wegen der hieraus sich ergebenden oft sehr fühlbaren Folgen 
die Aufgabe der Behörden bei der immer wachsenden Kom- 
plikation des Gewerbslebens zu einer höchst verantwortungs- 
vollen. 

Es würde ermüdend und zugleich für die Lösung meiner 
Aufgabe wenig förderlich sein, wollte ich mich hier auf eine 
genauere Erörterung jener Unzahl von Bestimmungen einlassen, 
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die in ihrer vielgestaltigen und oft verwirrenden Mannigfaltig- 
keit das damals geltende österreichische Gewerberecht dar- 
stellen. War doch der Rechtszustand nicht nur in den einzelnen 
Kronländern, sondern zum Teil sogar in den verschiedenen 
Gebieten eines Landes oft sehr abweichend geordnet. Auch 
darf ich5 hierauf um so eher verzichten, als Gustav Kopetz' 
»Allgemeine österreichische Gewerbegesetzkunde« ^) in sehr um- 
fassender, und eine in allerneuester Zeit veröffentlichte Ab- 
handlung Viktor Matajas ^) in gedrängter Darstellung alles Not- 
wendige enthalten. Nur auf das Zunftwesen jener Zeit glaube 
ich noch mit einigen Worten eingehen zu müssen; namentlich 
deshalb, weil sich in ihm damals noch immer die einer staat- 
lichen Regelung des Gewerbewesens feindlichen Kräfte ver- 
körperten. 

Auch in Österreich war das gewerbliche Korporationswesen 
im Laufe der letzten drei Jahrhunderte einem ununterbrochenen 
Zersetzungsprozesse unterworfen gewesen. Hatten doch gerade 
die Missstände, die sich allmählich im Zunftwesen heraus- 
gebildet, der Staatsgewalt zunächst einen triftigen Grund zu 
reformatorischem Einschreiten und später einen dauernden 
Vorwand zur Durchführung einer ihre Macht vollständig unter- 
grabenden Gewerbepolitik geboten. Freilich hatten sich die 
Verhältnisse dadurch eher noch verschlimmert. Denn der Zu- 
stand des Zunftwesens, wie er uns vor dem Jahre 1859 ent- 
gegentritt, ist nach dem übereinstimmenden Urteile aller zeit- 
genössischen Schriftsteller ein deplorabler. Schon längst hatten 
die gewerblichen Korporationen aufgehört, sich als gesellschaft- 
liche Organe zu betrachten , denen ausser der Wahrnehmung 
allgemeiner gewerblicher Interessen die Erfüllung wichtiger 
sozialer Pflichten, in erster Linie die Überwachung einer sach- 
gemassen Ausbildung des gewerblichen Nachwuchses und die 
Fürsorge für die gewerbliche Arbeiterschaft anvertraut war. 
Statt dessen hatten sie sich zu Brutstätten des engherzigsten 
Kastengeistes und des brutalsten Egoismus entwickelt. 



1) Wien 1829. Volke. 

2) österi'eichisches Staatawörterbuch. Wien 1895. S. 854 ffT 
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»Der aufgenommene Lehrling«, so schildert die Kaiserliche 
Hofkammer die Lage der Dinge '), »ist der Willkür und den 
Misshandlungen seines Lehrherrn preisgegeben. Er wird zu 
den niedrigsten häuslichen Arbeiten, zum Last- und Kinder- 
lragen u. s. w. , nebenbei zum Aushelfen bei gewerblichen 
Arbeiten verwendet. Wollen seine Eltern und Vormünder ihm 
etwas bessere Behandlung verschaffen, so müssen ^ sie nicht 
selten während der Lehrzeit das bischen Vermögen desiLehr- 
lings zusetzen, dessen etwaige Überreste in der Folge noch die 
Kosten des Aufdingens als Geselle aufzehren«. Und vom Ge- 
sellenlohne heisst es, derselbe falle oft so karg aus, »dass sich 
der Geselle mit aller Mühe und Sparsamkeit durch lange Jahre 
kaum so viel zusammenlegen könne, um die Auslagen für den 
selbständigen Antritt eines Gewerbes zu erschwingen«. 

Allerdings war dieser Antritt selbst ja nicht unmittelbar 
von der Zustimmung der Zünfte abhängig. War doch sogar 
die Berechtigung zur Verleihung des zum Betriebe zünftiger 
Gewerbe erforderlichen Meistertitels, die früher natürlich den 
Zünften selbst zugestanden hatte, an die Magistrate und Be- 
hörden übergegangen, so dass sich ihre Mitwirkung dabei 
wesentlich nur auf behördliche Einvernehmung, Erteilung von 
Auskünften, Ausstellung von Lehrbriefen, Prüfung der Meister- 
stücke und ähnliche Handhmgen beschränkte. Immerhin fehlte 
es ihnen, namentlich in der Provinz, nicht an Gelegenheit, 
ihrem Einfluss auf indirektem Wege Geltung zu verschaffen. 
Will ein Geselle das Meisterrecht erwerben , so bemerkt der- 
selbe Hof kammerbericht, »sieht er sich gewöhnlich allen An- 
griffen der Zunft preisgegeben, die, je geschickter der Bittwerber 
und je isolierter er dastehet, insoferne er nicht der Sohn oder 
Verwandte eines Mitmeisters ist , desto heftiger alle Mittel auf- 
bietet, um einem Konkurrenten entgegenzuarbeiten, von dem 
ihr Brotneid und Monopolsgeist Beeinträchtigung ihres Erwerbes 
besorgt. Sie verfolgen ihn durch drei Rekursinstanzen, die 

1) Bei H. Reschauer, Geschichte des Kampfes der Handwerkerzünfte 
und der Kaufmannsgremien mit der österreichischen Bureaukratie. Wien 
1882. Manz. S. 173 f. Vergleiche auch Siegfried Becher, die Organisation 
des Gewerbewesens. Wien 1851. Sollingers Witt\ve. S. 149 f. 
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ihnen nach dem gegenwärtigen Verfahren offen stehen, und 
vervielfältigen dem Biltwerber, soviel sie können, seine Aus- 
lagen auf Agentengebühren, Taxen, Stempel, Porto etc. Sie 
verzögern durch Einstreuungen aller Art die definitive Ver- 
leihung, so dass in der Regel ein Jahr und darüber zwischen 
den Verhandlungen verstreicht. Während dieser Zeit verliert 
der Bewerber nicht selten sein Brot bei dem Meister und erhält 
nicht leicht anderswo sein Unterkommen. Hat er nun auch in 
letzter Instanz sein Gewerbebefugnis rechtskräftig erlangt, so findet 
er sein Spargeld gewöhnlich so erschöpft, dass er sein Gewerbe 
kaum anders als mit Schulden anfangen kann. Auch hier ver- 
folgt noch der Brotneid den Anfanger; es wird alles aufgeboten, 
Kunden von ihm abzuziehen, und die Not, in welche manchmal 
diese Leute geraten, giebt dem Geiste des Gewerbemonopols 
erwünschten Stoff an die Hand, mit triumphierenden Gründen 
gegen die Vermehrung der Befugnisse aufzutreten.« 

n. 

Wenn ich soeben bemerkte, es habe die Staatsgewalt in 
Osterreich zu Anfang des 19. Jahrhunderts das Problem der 
Gewerbeordnung auf dem Wege des Konzessionssystems zu 
lösen versucht, so bedarf meine damalige Darstellung einer Er- 
gänzung. Wie in mannigfacher anderer Hinsicht, so bedeuten 
auch in gewerbepolitischer Beziehung die ersten Jahrzehnte 
dieses Jahrhunderts für Österreich eine Periode der Gährung 
und Umwandlung. Aber anders wie in Preussen, wo in jener 
kritischen Zeit geniale Staatsmänner mit starker Hand eingriflfen 
und den modernen Entwicklungstendenzen zu schnellem Siege 
verhalfen, ging hier der definitiven Neuordnung der Dinge ein 
längerer Zersetzungsprozess voraus, der das zu Recht Bestehende 
allmählich ad absurdum führte, wenn nicht gar in sein 
Gegenteil verkehrte. 

So weist schon Reschauer darauf hin, es habe das Be- 
streben der Staatsgewalt, neben den zünftigen Handwerken 
neue Arten von Gewerben zu schaffen, nach und nach zu einer 
vollständigen Desorganisation des gewerblichen Mittelstandes 
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geführt. Die Zahl der nicht zünftigen gewerblichen Betriebe, 
die als »freie Beschäftigungen« gegen blosse Anmeldung aus- 
geübt werden konnten, stieg bereits in den zwanziger Jahren 
ins »legionenhafte«, namentlich, seitdem jedwedem gestattet 
wurde, auch zünftige Gewerbe gegen blosse Anmeldung zu 
betreiben, sobald er nUr die formelle, in der Praxis aber selten 
eingehaltene Erklärung abgab, dass er bloss einen einzigen oder 
mehrere einzelne Artikel dieses Gewerbes zu erzeugen die 
Absicht habe. In einigen Gewerben wurden nun im Laufe 
der Zeit auf Grund dieser Bestimmung so zahlreiche Befugnisse 
für die Erzeugung einzelner Artikel erteilt, dass sie, wie der 
Wiener Magistrat bemerkt, »in ein buntes, verworrenes, regel- 
loses Durcheinander der darin Beschäftigten aufgelöst« waren 
und es unmöglich wurde, fernerhin die Berechtigungssphäre 
jedes einzelnen von ihnen auszumitteln. Ausserdem bürgerte 
sich eine ins unendliche gehende Liberalität in der Erteilung 
ausschliesslicher Privilegien auf angeblich neue Erfindungen 
und Verbesserungen ein. So wurde z. B. der Befähigungs- 
nachweis, der zur Erlangung eines zünftigen Gewerbes erbracht 
werden musste, nach Beschauer regelmässig damit umgangen, 
dass auf Grund einer als Neuerfindung oder Verbesserung 
geltend gemachten, höchst unbedeutenden Veränderung in der 
mechanischen Vorrichtung oder Erzeugungsmethode ein Privi- 
legium für ein zünftiges Gewerbe erwirkt wurde, dessen Besitzer 
alsdann in der Lage war, das betrefifende Gewerbe in seiner 
ganzen Ausdehnung als privilegiertes und, nach Ablauf der 
Privilegiumsfrist, als freie Beschäftigung auszuüben ^). 

Vollzog sich hier gleichsam unter den Augen der Behörden 
durch das fortwährende Anwachsen der Zahl der freien Be- 
schäftigungen eine allmähliche Beseitigung des Konzessions- 
systems, so war es für diese Entwicklung nicht minder charak- 
teristisch, dass auch in allen denjenigen Fällen, wo das 
bestehende Recht formell noch aufrecht erhalten blieb, eine 
immer laxere Handhabung der gesetzlichen Bestimmungen um 
sich griff. Und gerade die höchsten Staatsbehörden verteidigten 



1) Reschauer, a. a. 0. S. 202 ff. 
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diese Praxis. So erklärte beispielsweise die Kaiserliche Hof- 
kommerz-Komniission in einem Referate an den Kaiser vom 
29. October 1822 ganz offen, dass ihrer Ansicht nach »alle 
weiteren Einschränkungen der Gewerbsunternehmungen von 
Seite der öffentlichen Verwaltung nicht nur für das Interesse 
der Industrie äusserst schädlich seien, sondern auch der 
Billigkeit widerstreben wurden, wenn nämlich ohne strenge 
Notwendigkeit das naturliche Recht jedes Staatsbürgers, sich 
durch Arbeit seinen Unterhalt zu erwerben, beschränkt und 
dadurch teils den gerechten Ansprüchen des Publikums, das 
in einer freien Konkurrenz von Gewerbsunternehmern eine 
bessere Bedienung findet, zu nahe getreten, teils auch das 
Fortschreiten der Privatindustrie, das von einer möglichst freien 
Bewegung des Gewerbefieisses abhängt, gehemmt werden wollte. 
Jede Beschränkung, die hier auf Kosten des Talentes, der 
Arbeitsamkeit und redlichen Genügsamkeit eintrete, könne nur 
als das Grab der Nationalbetriebsamkeit und als eine offenbare 
Verletzung des individuellen Erwerbsrechtes und der Gerech- 
tigkeit der Regierung angesehen werden, die allen ihren 
Unterthanen eine gleiche Sorgfalt zu widmen verpflichtet sei ^).« 

Es verstand sich von selbst, dass dieser Widerspruch 
zwischen Theorie und Praxis, wie er sich mit der Zeit heraus- 
gebildet hatte, eine Lösung erheischte und dass auf die Dauer 
ein Zustand nicht aufrecht zu erhalten war, der ungesetzliche 
Willkür beinahe zur Maxime behördlicher Thätigkeit erhob. 

Aber Osterreich ist von jeher das Land der guten Vorsätze 
gewesen. Von der Erkenntnis der Notwendigkeit energischen 
Handelns bis zum thatkräftigen Entschlüsse ist hier noch ein gar 
weiter Weg. Verging doch seit dem Jahre 1816, in dem zum 
ersten Male eine besondere Hofkommission mit der Aufgabe 
betraut wurde, Vorschläge über eine »Regulierung der 
Kommerzverhältnisse« zu erstatten, bis zum Erlasse des neuen 
Gewerbepatentes im Jahre 1859 fast ein halbes Jahrhundert. 

Den ersten entscheidenden Schritt in der Richtung auf das 
ersehnte Ziel bildete nach allerhand langwierigen Vorbereitungen, 
unter denen ich namentlich eine von Kaiser Franz I. 1832 an- 



1) Vergi. bei Reschauer a. a. 0. S. 72 f. 
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geordnete Gewerbeenquete hervorheben will, der im Jahre 1835 
von der Kaiserlichen Hofkaminer verfasste Entwurf eines 
Gewerbegesetzes, mit dessen Ausarbeitung sie durch ein 
kaiserliches Kabinetsschreiben vom 4. Februar 1835 betraut 
worden war. Obgleich dieser erste Entwurf niemals über 
dieses embryonale Stadiuin hinausgediehen, ist es doch von 
Interesse, einen prüfenden Blick auf seinen Inhalt zu werfen^). 
Ohne mit dem herrschenden Systeme zu brechen, zeigt er gleich- 
wohl das offenbare Bestreben, zur Gewerbefreiheit hinüber zu leiten. 
In Anlehnung an die bestehenden Verhältnisse teilt der Entwurf 
die Gewerbszweige der Industrie incl. des Handels ein in freie 
Beschäftigungen, zu deren Betriebe lediglich die Protokollierung 
bei der politischen Behörde des zuständigen Bezirkes erforder- 
lich ist (§ 64), und in Gewerbe im engeren Sinne, der Zahl 
nach 92, deren Ausübung nach wie vor an die Erteilung 
einer behördlichen Konzession gebunden sein sollte (§ 2). Die 
Erlangung einer solchen ist nun, ausser von einigen all- 
gemeinen Bedingungen, wie bisher auch »vom Nachweise der 
Erlernung des betreffenden Gewerbes und einer als Gehilfe 
vollstreckten Dienstzeit (Servierzeit) von wenigstens 3 Jahren« 
abhängig gemacht (§ 8). Und da ferner die Vereinigung 
mehrerer Gewerbe in einer Person nur unter der Voraussetzung 
gestattet ist, dass für jedes derselben die Befugnis im gesetz- 
niässigen Wege erlangt wurde, die Vereinigung mehrerer 
Handwerke (cf. § 5 a) in einer Person sogar »nur insofern 
zugestanden werden darf, als der Unternehmer bei einem jeden 
derselben selbst Hand anzulegen vermag,« (Jj 22) so könnte es 
scheinen, als ob im wesentlichen alles beim alten bleiben sollte. 
Dennoch trifft dies nicht zu. Zunächst gestattet der Entwurf 
in allen Fällen den behördliclien Dispens vom Erfordernis des 
Befähigungsnachweises (§ 8 c). Er macht ferner den Betrieb 
von 12 der 92 als Gewerbe im engeren Sinne bezeichneten 
geweiblichen Beschäftigungen teils gar nicht, teils nur in 
beschränktem Maasse von der Erbringung eines solchen ab- 
hängig. Er entbindet die Begründer und Leiter fabriksmässiger 

1) Kine Darstellung des nicht im Druck erschienenen Entwurfes findet 
sich bei Reschauer a. a. 0. S. 180 ff. 
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Betriebe (§ 4 b), d. h. aller grösseren industriellen Unter- 
nehmungen , in denen der Unternehmer selbst nicht Hand 
anlegt, von jedem Befähigungsnachweise und verlangt von ihnen 
nur, wie bei grösseren Handelsunternehmungen, den Nachweis 
eines ausreichenden Betriebsfonds (§ 12). Und er bestimmt 
schliesslich, dass es aller Orten, wo einzelne der als Gewerbe 
im engeren Sinne aufgezahlten gewerblichen Beschäftigungen 
bisher als freie Beschäftigungen ausgeübt w^orden seien, dabei 
zu verbleiben habe (§ 65). Die wichtigste Neuerung aber 
besteht in der durch § 32 verfugten Aufhebung jedes Zunft- 
und Innungszwanges. Zwar können die gewerblichen Korpora- 
tionen als freie Vereine fortbestehen; doch »dürfen die nicht 
einverleibten Befugnisinhaber nicht verhalten werden, ihre 
Lehrlinge bei einer Zunft oder Innung aufdingen oder frei- 
sprechen zu lassen.« 

Erhielt der Entwurf des Jahres 1835 nicht Gesetzeskraft, 
so wurde er doch vorläufig auch nicht durch einen anderen 
ersetzt, obwohl sich die gewerblichen Verhältnisse unter der 
Herrschaft des alten Regimes im Laufe der vierziger Jahre 
eher noch verschlimmerten und sich schon damals die »beun- 
ruhigenden Symptome einer Arbeiterbewegung« zu zeigen be- 
gannen. Noch ungünstiger waren einem solchen Unternehmen 
die Märzstürme des Jahres 1848, die dem Gewerbeslande zwar, 
wie in Deutschland, reichliche Gelegenheit zum Petitionieren 
und Resolutionieren verschafften, um so weniger aber positive 
gesetzgeberische Resultate zu Tage förderten. Wenn vor der 
Hand, wie so lange schon, die Klagen der gewerbetreibenden 
Bevölkerung ungehört verhallten, so trieben doch die Anfangs 
der fünfziger Jahre veröffentlichten Berichte der damals neu 
eingeführten Handels- und Gewerbekammern, in denen fast 
ausnahmslos ein trostloses Bild von dem Zustande gewerblichen 
Lebens in den verschiedensten Teilen der Monarchie entworfen 
wurde, zur Eile. An guten Ratschlägen mangelte es nicht. ^) 
Dennoch wurde erst im Jahre 1854 der neue Entwurf eines 



1) Vergl. z. B. die in Siegfried Bechers »Organisation des Gewerbe- 
wesens«, Wien 1851, SoUingers Wittwe , enthaltenen Gesetzentwürfe und 
Vorschläge. 
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Handels- und Gewerbegesetzes für den österreichischen Kaiser- 
staat ^) den Handelskammern zur Begutachtung vorgelegt. 

Schon in seinem Grundcharakter und mehr noch in seiner 
Tendenz unterscheidet sich dieser neue Entwurf fundamental 
von dem des Jahres 1835. Hatte jener sich darauf;beschränkt, 
in einer kurzen Reihe von Sätzen nur die allgemeinsten Grund- 
prinzipien der Gewerbeordnung festzulegen, so hat es dieser, 
mit seinen nicht weniger als 382 §§, auf die detaillierteste 
Regelung des Gewerbewesens abgesehen, obschon nur zum 
geringsten Teile auf eine Neuregelung. Hat man es doch offen- 
bar weit weniger mit dem Versuche einer Neuschöpfung von 
den modernen wirtschaftlichen Bedürfnissen angepassten Normen 
als mit einer umfassenden Kodifikation des geltenden Rechtes 
unter Ausscheidung seiner altertümlichsten Bestimmungen zu 
thun. Dem entspricht es, dass auch in dem neuen Entwürfe das 
früher geschilderte Konzessionssystem mit allen seinen Eigentüm- 
lichkeiten, dem Befähigungsnachweise, dem Nachweise eines be- 
stimmten Betriebsfonds bei umfangreicheren Unternehmungen, 
der Rücksichtnahme auf den Lokalbedarf bei den sogenannten 
»beschränkten Gewerben« u. s. w. , für die weit überwiegende 
Mehrzahl aller wichtigeren Gewerbe aufrecht erhalten bleibt, 
während die mildernden Bestimmungen des Entwurfes von 
1835 grösstenteils in Wegfall gekommen sind. Ganz im Gegen- 
satze zu seinem Vorgänger, legt der neue Entwurf auch 
besonderen Wert auf eine zwangsweise durchgeführte korpora- 
tive Organisation der Handels- und Gewerbetreibenden. So 
soll sich der gesammte konzessionierte Handel zu Gremien 
und Genossenschaften, das Transportgewerbe zu Genossen- 
schaften und das gesammte übrige Gewerbe, einschliesslich der 
»freien« Gewerbe und eines grossen Teiles der Fabriken, zu 
Innungen und Genossenschaften zusammenschliessen. Nur die 
»freien Handelsbeschäftigungen«, namentlich der Handel mit 
Rohprodukten und Nahrungsmitteln, und die landesbefugten 
Fabriken sind von diesem Korporationszwange befreit. De- 
taiüierte Gremial-, Innungs- und Genossenschaftsordnungen, 



1) Wien 1854. Hof- und Staatsdrackerei. 
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die der Entwurf enthält, normieren deren künftige Wirksamkeit, 
welche nach Art derjenigen der alten Zünfte zur Zeit ihrer Blüte 
als eine sehr weitgehende gedacht wird. Eine ebensolche 
Fabriksordnung zur Regelung des Arbeitsverhältnisses in den 
Fabriken reiht sich ihnen würdig an. Kurz, es hätte, wäre 
dieser Entwurf Gesetz geworden, gewiss in Österreich auch 
fernerhin nicht an regulierenden Bestimmungen gefehlt, wobei 
es sich nur gefragt hätte, ob die neu eingeführte gesetzliche 
Ordnung des Gewerbewesens auch den praktischen Bedürfnissen 
entsprochen haben würde. 

Wie dem aber auch sein möge, die damalige Regierung 
scheint diese Überzeugung nicht haben gewinnen können. Denn, 
statt auf der Grundlage des Entwurfes von 1854 weiterzubauen, 
trat sie bereits zwei Jahre später, nämlich 1856, mit einem neuen 
Entwürfe vor die Öffentlichkeit, dessen Inhalt nach allem Vorher- 
gegangenen die gerechte Verwunderung der beteiligten Kreise er- 
regen musste. »Man höre und staune!« ruft Reschauer höhnisch 
aus. »1854 war das Handelsministerium bereit, an das Alt- 
bestehende anzuknüpfen und die gewerbliche Produktion nur all- 
mählich zu einer freieren Bewegung hinüberzuleiten. 1856 war es 
bereits für das direkte Gegenteil. Die Gewerbefreiheit sollte nun 
rasch und unvermittelt eingeführt, der Innungsverband gelöst, 
aber dafür auch, um den Zeitverhältnissen Rechnung zu tragen, 
die Handhabung der Gewerbepolizei den politischen Behörden 
erster Instanz teilweise abgenommen und der wirkücHen k.k.Polizei- 
behörde übertragen werden.« ^) In der That, ein neuerlicher 
Umschwung schien sich gleichsam über Nacht in der Beur- 
teilung der Verhältnisse bei den leitenden Staatsmännern 
^vollzogen zu haben.* Es kann kaum einem Zweifel unterliegen, 
dass es der liberale Entwurf des Jahres 1856^) gewesen, der 
schliesslich im Jahre 1859 Gesetzeskraft erlangte. Denn, abgesehen 
von einer etwas veränderten Anordnung der Materie und einer 



1) Reschauer, a. a. 0. S. 239. 

2) Viergleiche die wohl aus den Regierungskreisen stammende anonyme 
Schrift »Die Gewerbefreiheit in Österreich«, Prag 1856, Friedrich Ehrlich, 
wQ S. 84 ff. dieser Gesetzentwurf abgedruckt worden ist. 



Verbesserung dei* Stilisierung des Textes, unterscheiden sich 
beide nur in einem wesentlichen Punkte, auf den ich später 
genauer hinweisen werde. In allen übrigen Grundfragen 
stimmen sie überein, so dass ich, ohne mich dabei einer Unter- 
lassung schuldig zu machen, sofort zur Darstellung des kaiser- 
lichen Patentes vom 20. Dezember 1859 übergehen kann. 



III. 

Das Patent vom Jahre 1859, das letzte wichtigere Gewerbe- 
gesetz, das in Österreich ohne die Mitwirkung parlamentarischer 
Körperschaften zu Stande gekommen, bildet gleichsam den Schluss 
einer Jahrhunderte langen Entwicklung, zugleich aber auch einen 
entscheidenden Wendepunkt in diesem Prozesse. Wehn man 
jedoch, um diese seine Bedeutung zu charakterisieren, schlecht- 
hin behauptet hat, es habe die »Gewerbefreiheit« in Österreich 
eingeführt, indem man dabei das Auftreten aller jener Erschei- 
nungen, die nachmals gewisse Kreise mit Vorliebe als Folgen 
dieses Gesetzes hinzustellen suchten, auf seine Rechnung setzte, 
so hat man hiei-mit weder das Richtige, noch das Wichtigste 
getroJBfen. War doch, wie ich bereits nachzuweisen versuchte, 
die Gewerbefreiheit, als wirtschaftliche Kategorie, in diesem 
Lande nichts weniger als eine Neuheit. Es lag ja auf der 
Hand, dass Behörden, die, wie beispielweise die Kaiserliche 
Hof-Kommeft'z-Kommission schon im Jahre 1806, theoretisch den 
Grundsatz vertraten, »dass jede Art von Zwang und Fesseln 
Todfeinde der Industrie seien, dass nur dort, wo eine liberale 
Staatsverwaltung dem Unternehmungsgeiste einen freien Spiel- 
raum lasse, dieser sich zu einem kühnen Fluge erhebe uad 
Kunstfleiss und Industrie auf mannigfaltige Art blühe, und dass 
demnach die zweckmässigste Kommerzialleitung diejenige sei, 
die sich immer mehr leidend, als wirkend verhalte und ihre 
Thätigkeit mehr im Wegräumen der Hindernisse, als in be- 
stimmten Anordnungen und Einrichtungen äussere,« ^) es lag 
auf der Hand, sage ich, dass solche Behörden auch in der 

1) Bei Reschauer, a. a. 0. S. bl. 
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Praxis wenig Neigung zeigen konnten, der freien Selbstbestimmung 
hindernd in den Weg zu treten. Wenn aber nicht in der 
Einfuhrung der Gewerbefreiheit, worin bestand dann die Neue- 
rung, die das Patent ins Leben rief? Sie liegt, wie mir scheinen 
will, viel weniger auf wirtschaftlichem als auf gewerbepolitischem 
Gebiete. Von diesem Gesichtspunkte aus bedeutet der Erlass 
des neuen Gewerbegesetzes die vorläufige Abdankung der 
Staatsgewalt in ihrer Eigenschaft als gewerberegulierender 
Faktor, ihren offen erklärten Verzicht auf jeden Versuch einer 
planvollen Regelung der nationalen gewerblichen Produktion. 
Aber dieser Entschluss war nicht, wie man es später darzu- 
stellen beliebte, ein willkürlicher, kopfloser und überstürzter, 
sondern im Laufe der Jahre ganz allmählich herangereift. 

Wenn nämlich bereits in den früher citierten Referaten der 
Jahre 1806 und 1822 die Kaiserliche Hof-Kommerz-Kommission 
sich für eine passive Stellungnahme der Staatsgewalt gegen- 
über der natürlichen Entwicklung ausgesprochen hatte, so war 
sie damals eine tiefere Begründung ihrer Ansicht keineswegs 
schuldig geblieben. Und zwar hatte sie diese wesentlich 
durch den Hinweis auf die Unföhigkeit des Staates, die ihm 
zugemutete Aufgabe zu lösen, zu stützen gesucht. Schon die 
Ermittlung eines verlässlichen Maassstabes zur Beurteilung der 
Frage, ob die Vermehrung einer oder der anderen Gewerbs- 
gattung notwendig sei, oder nicht, sei eine der schwierigsten, 
wo nicht ganz unlösbar. Könne doch der Lokalbedarf schon 
deshalb nicht maassgebend sein, weil die Gesammtproduktion keine 
lokale mehr, sondern eine nationale, ja, eine internationale ge- 
worden sei. Ebenso verkehrt aber sei es, das allgemeine Ver- 
hältnis der Produktion zur Konsumtion als Grundlage einer 
staatlichen Produktionsregelung nehmen zu wollen. Müsse man 
doch dann die ganze Reihe der produzierenden Gewerbs- und 
Fabriksunternehmungen durchgehen und erheben, wie viel von 
jedem einzelnen Artikel gegenwärtig wirklich gefordert werde, 
wie viele Gewerbs- und Fabriksunternehmungen zur Deckung 
des inländischen Bedarfs vorhanden sein müssten u. s. w. Wie 
unzureichend werde nun aber das Resultat dieser Berechnung 
ausfallen, wo das Bedürfnis selbst von den Einwirkungen der Mode, 
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des Luxus, insbesondere aber von den wechselnden Verhält- 
nissen des innern und äussern Verkehrs abhänge, wo Ereig- 
nisse, die ausser aller Voraussicht liegen, den mächtigsten 
Einfluss auf die einzelnen Gewerbszweige ausüben und wo die 
individuellen Vermögens- und Verstandeskräfte der wechselnden 
Unternehmer jedes angenommene Verhältnis ununterbrochen 
verrücken müssten. Demnach sei es unvernünftig, »von der 
Staatsverwaltung Maassregeln zu verlangen, die ausserhalb des 
Bereiches der Möglichkeit liegen, und ihr Sorgen und ober- 
vormundschaftliche Pflichten aufzubürden, die ganz ausserhalb 
der Sphäre ihres Wirkens gestellt sein sollten.«^) Seitdem hatten 
sich die wirtschaftlichen Verhältnisse gewiss nicht zu Gunsten 
der in den Referaten bekämpften Bestrebungen gestaltet. Noch 
mehr, als damals, hatte sich die Produktion durch Veränderung 
der Absatzverhältnisse aus einer lokalen in eine interlokale, 
aus einer nationalen in eine internationale verwandelt. Und 
dabei befand sich noch immer die Statistik, die wenigstens 
einige Aufklärung hätte bringen können, in den ersten An- 
fängen. So musste der einsichtsvolle Wirtschaftspolitiker zu 
Ende der fünfziger Jahre solchen Versuchen noch weit skep- 
tischer gegenüberstehen, als er dies zu Anfang des Jahrhunderts 
gethan. Nur scheute man sich jetzt nicht mehr, auch die 
praktischen Konsequenzen aus jenen theoretischen Erwägungen 
zu ziehen. Etablierung des ungezügelten wirtschaftlichen Da- 
seinskampfes von Staats wegen, dies ist die Parole der 
neuen Gewerbeordnung. 

Auch das Gewerbepatent 2) des Jahres 1859 hält äusserlich an 
der Unterscheidung zwischen konzessionierten und freien Ge- 
werben fest. Aber die Zahl der ersteren ist auf einen geringen Rest 
zusammengeschmolzen — § 16 zählt deren nur noch 14 auf — und 
auch die Bedeutung der Konzessionierung ist eine andere geworden. 
Selbst da nämlich, wo die Befugniserteilung noch an den Nachweis 
einer bestimmten Befähigung geknüpft ist, handelt es sich nicht 
mehr, wie früher, um einen Akt der Produktionsregelung, sondern, 
wie § 2 ausdrücklich hervorhebt, lediglich um die Wahrnehnmng 

1) Bei ReFchauer, a a. 0. S. 78 f. 

2) Reichsgesetzblatt J.-G. 1859, LXV. Stück, No. 227. 
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ganz anders gearteter »öffentlicher« Interessen, so dass diese An- 
ordnung etwa auf gleiche Stufe mit der in §§ 32 ff. geforderten 
behördlichen Genehmigung gewisser gewerblicher Betriebs- 
anlagen zu stellen ist. Im übrigen steht die Ausübung jeder 
Art gewerblicher Beschäftigung in jedem beliebigen Umfange 
gegen blosse Anmeldung bei der Gewerbebehörde jedermann 
frei, dem nicht durch besondere Standes- oder Dienstvorschriften 
die Ausübung von Gewerben überhaupt untersagt, oder die 
rein moralische Befähigung dazu durch richterliches oder ad- 
ministratives Erkenntnis abgesprochen ist <§§ 7 und 8). 

Der gesetzlichen Anerkennung des Prinzipes der »Gewerbe- 
freiheit« mit Rücksicht auf die selbständige Ausübung des 
Gewerbebetriebs entspricht die des Princips der »freien Über- 
einkunft« mit Rücksicht auf das Arbeitsverhältnis, d. h. die 
persönlichen Beziehungen zwischen dem Gewerbeinhaber und 
seinen Hilfsarbeitern, den Gehilfen und Lehrlingen (§§75 und 92). 
Auch in dieser Hinsicht beschränkt sich daher das Gesetz auf 
ein Minimum regulierender Normen, die, abgesehen von den 
Bestimmungen über die Verwendung von Kindern sowie jugend- 
lichen Personen und über die Beschränkung ihrer Arbeitszeit 
in grösseren Unternehmungen (§§ 86 f.), namentlich soweit es 
sich dabei um die Verpflichtungen der Arbeitgeber handelt, 
vielfach so allgemein gefasst sind, dass sie eher den Charakter 
guter Ratschläge, als den bindender Anordnungen haben. 

Nicht geringe Schwierigkeiten musste dem Gesetzgeber die 
Regelung des aus alter Zeit überkommenen Zunftwesens be- 
reiten. In Anbetracht der früheren Erfahrungen musste es 
bedenklich erscheinen, jenen Korporationen einen irgendwie 
nennenswerten Einfluss einzuräumen. In der That sind diese 
Erwägungen für den Verfasser des Entwurfs von 1856 aus- 
schlaggebend gewesen. Denn dieser letztere kennt überhaupt keine 
gewerblichen Korporationen mit amtlichen Funktionen mehr, 
sondern nur noch mit Bewilligung der Behörde gegründete 
»freiwillige Vereine« , die er »Genossenschaften« nennt. Nur 
sollte es der Regierung vorbehalten bleiben, dort, wo admini- 
strative Grunde es rätlich erscheinen lassen würden, nach 
Anhörung der betreffenden Handels- und Gewerbekammern 
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für einzelne Gattungen von Gewerben oder für einzelne Bezirke 
die Bildung von Genossenschaften den Gewerbetreibenden als 
Verpflichtung aufzuerlegen (§§ 121 flF. d. Entw. v. 1856). Die 
Gremien, Innungen u. s. w. hätten zwar nach § 158 unter der 
Bedingung fortbestehen dürfen, dass alle mit dem Geiste des 
neuen Gesetzes unvereinbarlichen Bestimmungen ihrer Statuten 
gestrichen würden. Was aber hätte die bisherigen Mitglieder 
dann noch länger an ihre Vereinigungen fesseln sollen, wenn 
man ihnen ihre Privilegien nahm und ihnen als Ersatz eine Menge 
lästiger Pflichten übertrug, wie sie § 123 summarisch aufzählt? 
Da man nun eine vollständige Auflösung des gewerb- 
lichen Korporationswesens vermeiden wollte, so schlug man 
im Patente von 1859 einen Mittelweg ein, indem man sich 
zugleich eines der Reformgedanken des Entwurfs von 1854 
erinnerte. Zwar bleibt es bei der Aufhebung des alten Zunft- 
wesens; doch gestaltet sie sich nicht zu einer radikalen Besei- 
tigung, sondern zu einer, wie man wohl glaubte, den modernen 
Bedürfnissen angepassten Umformung. An Stelle der Zünfl^e, 
Gremien und Innungen treten obligatorische, und zwar sämmt- 
liche Handels- und Gewerbetreibenden Österreichs in sich auf- 
nelimende »Genossenschaften«. Unter denjenigen, welche gleiche 
oder verwandte Gewerbe in einer oder in nachbarlichen Ge- 
meinden beireiben, ist nach § 106 des Gesetzes »ein gemein- 
schaftlicher Verband aufrecht zu erhalten und, sofern er noch 
nicht besteht, so viel als möglich herzustellen.« Doch kann 
nach Umständen eine Genossenschaft auch die Gewerbetreibenden 
mehrerer Gemeinden und die Angehörigen verschiedenartiger 
Gewerbe umfassen. Wer also in dem Bezirke eines solchen Ver- 
bandes das Gew^erbe, für das er besieht, selbständig betreibt, 
wird schon durch den Antritt des Gewerbes Mitglied der 
Genossenschaft und hat die damit verbundenen Verpflichtungen 
zu erfüllen. Die Gehilfen und Lehrlinge der Genossenschafts- 
mitglieder werden als »Angehörige« der Genossen.schaft betrachtet 
und sind als solche ihren Anordnungen unterworfen (§ 113). 
Doch ist Aveder für die Lehrlinge noch für die Gehilfen eine 
geordnete Vertretung vorgesehen und den letzteren auch nur 
ein sehr beschränkter Einfluss, nämlich bei der Schiedsgericht- 
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liehen Austragung von Streitigkeiten (§ 121) und bei der Ver- 
waltung der genossenschaftlichen Unterstützungskassen (§ 124), 
zugebilligt. Die zur Zeit der Einführung des neuen Gesetzes 
bestehenden Gewerbekorporationen dürfen fortdauern, aber nur 
unter der Bedingung, dass sie ihre Statuten seinen Bestim- 
mungen entsprechend reformieren. Auch betont § 115 noch 
ausdrücklich, es dürfe durch die Errichtung von Genossen- 
schaften für niemanden der Antritt oder der Betrieb eines 
Gewerbes weiter beschrankt werden, als das Gesetz dies zulasse. 
Da dfe bisherigen Mitglieder der alten Gremien und Innungen, 
im Falle ihrer Auflösung, voraussichtlich einer neu gegründeten 
Genossenschaft wieder beitreten müssten, so scheint im Gesetze 
auch eine Gewähr für das Fortbestehen jener Korporationen 
und damit für die Sicherung der historischen Kontinuität ge- 
boten. Und dies erscheint um so wichtiger, als die inhaltsreiche 
Liste mühevoller Pflichten, die § 114 des Patentes den Ge- 
nossenschaften aufbürdet, wie beispielsweise die Sorge für die 
Erhaltung geregelter Zustände in Bezug auf den Lehr- und 
Dienstverband, die Errichtung von Schiedsgerichten zur Aus- 
tragung gewerblicher Streitigkeiten, die Gründung, Förderung 
und Beaufsichtigung von Fachschulen, die Gründung und Be- 
aufsichtigung von Unterstützungsanstalten für Mitglieder und 
Angehörige der Genossenschaft u. s. w., für den Zünftler alten 
Schlages wenig anziehende Perspektiven auf das korporative 
Leben der Zukunft eröffnet. 



IV. 

Hatte man gehofft, durch Erlass des Patentes vom 
20. Dezember 1859 in allen wichtigen gewerblichen Fragen auf 
längere Zeit hinaus ein entscheidendes Wort gesprochen zu 
haben, so sollte man sich hierin getäuscht sehen. Im Gegenteil 
zeigte sich gar bald, dass man damals nicht am Ende, sondern 
vielmehr am Anfang einer legislatorischen Thätigkeit gestanden 
hatte , die an umgestaltender Kraft und tief einschneidender 
Bedeutung alle gesetzgeberischen Maassnahmen der letzten 
Jahrhunderte übertreffen sollte. 
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Die Lösung des Problems der Gewerbeordnung, wie sie die 
österreichische Staatsgewalt im Gesetze von 1859 versucht hatte, 
war, wenn man sie überhaupt als eine Lösung gelten lassen 
will, auf die Dauer unhaltbar Denn sie war, wie ich bereits 
andeutete, im allgemeinen identisch mit einem Verzicht des Staates 
darauf, überhaupt noch ordnend und regelnd in die natürliche Ge- 
staltung des Gewerbslebens einzugreifen. Mochte die Ansicht, dass 
bei dem damaligen Stande der wirtschaftlichen Ent\yicklung eine 
planmässige Regelung der gewerblichen Produktion unaus- 
führbar sei, noch so begründet, und die hieraus für die Gesetz- 
gebung gezogene Konsequenz noch so berechtig sein, immer 
blieb doch ein weites Arbeitsfeld für die gewerbepolitische 
Bethätigung staatsmännischer Einsicht und Voraussicht übrig. Ja, 
dieselben wirtschaftlichen Gründe, die sie aus einer lange inne- 
gehabten Domäne verdrängten, schufen der Staatsgewalt neue 
und ebenso grosse Aufgaben. Der Gesetzgeber mag sie geahnt 
haben. Wenigstens deutet die Einführung der Grossindustrie, 
Kleingewerbe und Handel umspannenden »Zwangsgenossen- 
schaflen« darauf hin. Andererseits aber verrät der Glaube, 
dass diese sozialpolitischen Selbstverwaltungskörper im Stande 
seien, die ihnen übertragenen wichtigen Funktionen zu erfüllen, 
wenig Scharfblick. Jedenfalls hat die Erfahrung diese An- 
schauung gründlich widerlegt. Wie wenig man sich aber im 
allgemeinen schon damals von dieser neuen Institution versprach, 
zeigt nichts deutlicher, als der bereits im Jahre 1861 im Parlamente 
gestellte Antrag auf Beseitigung der Zwangsgenossenschaften, der, 
im Abgeordnetenhause angenommen, zwar wegen Beendigung der 
Session unerledigt blieb, im Laufe der folgenden Jahre aber doch 
nur deshalb nicht wieder eingebracht wurde, weil die ganze 
Frage vor anderen wichtigeren in den Hintergrund trat. 

Die politischen Stürme der sechziger Jahre waren gewerbe- 
rechtlichen Reformen nicht günstig. Als sie sich gelegt, waren es 
dann zunächst nur bestimmte Einzelfragen des Gewerberechts, 
die unter dem Drucke einer sich rasch entfaltenden Arbeiter- 
bewegung die öffentliche Aufmerksamkeit in Anspruch nahmen. 
Zwei in dieser Zeit seitens des Handelsministeriums veranstaltete 
Enqueten bewiesen die Berechtigung der Klagen über die un- 
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gunstige Lage der Arbeiter unter der Herrschaft des geltenden 
Rechtes. Und der 1868 zuerst im Vorarlberger Landtage, 1869 
auch im österreicliischen Abgeordnetenhause gestellte Antrag 
auf Einschränkung der Arbeitszeit in den Fabriken, der 1870 
seitens der Regierung ausgearbeitete Entwurf eines Gesetzes 
zur Regelung der Verhältnisse zwischen Arbeitgebern und Hilfs- 
arbeitern, sowie endh'ch die Gesetze vom 14. Mai 1869 über 
die Gewerbegerichte fabriksmässig betriebener Gewerbe, vom 
7. April 1870 über die Aufhebung des Koalitionsverbotes und 
vom 29. April 1873 über die Aufhebung der Beschlagnahme 
von Arbeitsbüchern, bedeuten die ersten noch unsicheren Schritte 
auf der neuen Bahn. Als die Rufe nach einer zeitgemässen 
Revision der Gewerbeordnung immer dringender wurden, ge- 
dachte das Handelsministerium zunächst, diesem Wunsche durch 
Ausarbeitung eines Gesetzentwurfes zu genügen, der vorläufig 
nur eine Reform des VL, das gewerbliche Arbeitsverhältnis 
regelnden Hauptstückes der Gewerbeordnung in Aussicht nahm. 

Die zu seiner Begutachtung aufgeforderten Handels- und 
Gewerbekammern sowie politischen Landesbehörden erklärten 
aber nahezu einstimmig, dass die Gewerbeordnung des Jahres 
1859 in ihrer Gesammtheit einer Revision bedürfe. Das Handels- 
ministerium gab nach. Und so entstand der »Referentenent- 
wurf einer neuen Gewerbeordnung« vom Jahre 1874. 

Weit davon entfernt, die gewerberechtlichen Normen aus 
der Zeit vor 1859 wieder aufleben zu lassen, bedeutet der 
neue Gesetzentwurf eher eine Verstärkung als eine Abschwächung 
des herrschenden Prinzipes der Gewerbefreiheit. Werden doch 
darin die letzten spärlichen Reste des staatlichen Konzessions- 
systems nunmehr auch formell beseitigt. Ausdrücklich betont 
§ 1 , dass alle Gewerbe gegen blosse Anmeldung selbständig 
betrieben werden können, ohne an eine besondere behördliche 
Bewilligung gebunden zu sein, eine Veränderung, die in der 
Praxis allerdings deshalb ohne wesentliche Bedeutung gewesen 
wäre, weil der Antritt gewisser Gewerbe, so der des Gast- und 
Schank-sowie des Baugewerbes, nach wie vor teils an den Nachweis 
der Verlässlichkeit , teils an den einer bestimmten technischen 
Befähigung gebunden blieb (§§ 10 f.). Dagegen bildete die geplante 



- 31 — 

Aufliebung der Zwangsgenossenschaft in der That eine wichtige 
Reform (§§ 49flf.). Zwar sollten die vorhandenen Genossen- 
schaften als solche fortbestehen dürfen, ihres obligatorischen 
Charakters und ihrer amtlichen Funktionen aber entkleidet 
werden. Denn der Entwurf kennt nur noch freie Vereinigungen 
von Gewerbetreibenden aller Kategorien, die nach dem Vereins- 
gesetze zu behandeln sind. Und wenn er für irgend eine Art 
von Assoziationen eine gewisse Vorliebe zeigt, so gilt dies nicht 
von denen der Gewerbsinhaber, sondern von denen der Arbeiter, 
deren Entfaltung, wie der dem Entwürfe beigegebene Motiven- 
bericht bemerkt, »geradezu als wünschenswert bezeichnet werden 
müsse, weil verschiedene im staatlichen wie gesellschaftlichen 
Interesse notwendige Einrichtungen, wie Kassenwesen, Lehrlings- 
wesen u. s. w., nach V^'egfall des Zunftzwanges ohne Mitwirkung 
der Arbeiter selbst nicht durchführbar erschienen.« ^) Als 
Compensation für die Beseitigung des sozialpolitischen Selbst- 
veiwaltungsorgans der Zwangsgenossenschaft, bot der Entwurf 
eine allerdings spärliche Erweiterung der Arbeiterschutzbestim- 
mungen des Gewerbepatentes von 1859 und, was das Wich- 
tigste ist, eine Ausdehnung derselben auf den ganzen Umfang 
gewerblicher Thätigkeit, indem er den bisher gemachten Unter- 
schied zwischen den Arbeitern der Fabriksindustrie und denen 
des Kleingewerbes fallen liess. 

Der Entwurf erhielt nicht Gesetzeskraft, ja, er gelangte 
nicht einmal zur parlamentarischen Beratung. Unschlüssig, 
nach welcher Seite sie sich wenden sollte, zögerte die Regie- 
rung, darauf bedacht, die Entscheidung so lange als möglich 
hinauszuschieben. Trotzdem das Parlament fast alljährlich in 
energischen Resolutionen die dringende Notwendigkeit gewerbe- 
rechtlicher Reformen betonte, rattle sie sich erst in) Jahre 1877 
zur Veröffentlichung eines neuen Entwurfes ^) auf, der, wie sein 
Vorgänger, den politischen Landesbehörden, sowie Handels- und 



1) Referenteuentwurf einer neuen Gewerbeordnung sammt £inführung8- 
geselz. Wien 1874. K. K. Hof- und Staatsdruckerei. S. 44. 

2) Entwurf einer neuen Gewerbeordnung sammt Kinf&hrungsgesetz und 
Anbangen. Wien 1877. Hof- und Staatsdruckerei. 
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Gewerbekammern zur Begutachtung übermittelt wurde, jedoch 
ebenfalls über dieses vorbereitende Stadium nicht hinausgedieh. 
Es ist kaum nötig, bei diesem neuen Versuche länger zu ver- 
weilen. Denn in seinem ganzen Wesen bildet er das getreue, 
ja zum Teil wortgetreue Abbild des vorhergehenden vom Jahre 
1874. Dies gilt ebenso von seiner Stellungnahme zur Frage 
der Produktionsregelung, wie zum Genossenschaftswesen. Nur 
ist hervorzuheben, dass die bereits im letzten Entwürfe ent- 
haltenen Ansätze zu einer umfassenderen Arbeitergesetzgebung 
namentlich hinsichtlich des Fabrikinspektorates und der ge- 
werblichen Hilfskassen weiter ausgestaltet werden. 

Sehr wundersam musste es unter diesen Umständen be- 
rühren, als die Regierung im folgenden Jahre nicht, wie man 
erwartete, den bereits veröffentlichten Entwurf von 1877, son- 
eine Novelle einbrachte, die, anstatt einer Revision der ge- 
sammten Gewerbeordnung, wiederum nur eine Reform ihres 
VI. Hauptstückes anstrebte. Der seitens des Abgeordnetenhauses 
eingesetzte Ausschuss ging zwar auf die Beratung der Vorlage 
ein, konnte aber zu keinem Resultate kommen, sondern stellte 
an die Regierung das Ansinnen , dem Parlamente ehebaldigst 
einen Entwurf zur Reform der gesammten Gewerbeordnung 
vorzulegen. Diesem Wunsche kam das Handelsministerium 
im Jahre 1880 nach. ^) 

Der Umschwung, der sich unter dem Einflüsse einer 
schnell um sich greifenden Handwerkerbewegung gegen das 
Ende der siebziger Jahre in der öffentlichen Meinung vollzogen 
hatte, kam schon in dieser Regierungsvorlage zum deutlichen 
Ausdruck. Waren nämlich die Entwürfe von 1874 und 1877 
auf der 1859 betretenen Bahn rüstig fortgeschritten, so be- 
deutet der des Jahres 1880 eine Stockung in dieser Bewegung. 
Schon die in Aussicht genommene Rehabilitation des gewerblichen 
Genossenschaftswesens, das nicht etwa, wie die früheren Entwürfe 
es beabsichtigten, abgeschafft, sondern jetzt neu konsolidiert und 
weiter ausgestaltet werden soll, lasst über den Geist der Reform 



1) Entwurf einer Gewerbeordnung sammt Motiven. Wien 1880. Hof- 
und Staatsdruckerei. 
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keinen Zweifel. Der Gewerbeausschuss des Abgeordnetenhauses 
ging jedoch trotzdem nicht auf die Beratung der Regierungs- 
vorlage ein. Die noch soeben als besonders dringlich bezeichnete 
Reform der das Arbeitsverhältnis regelnden Bestimmungen des Pa- 
tentes von 1859 vorläufig verschiebend, arbeitete er einen neuen, 
zum Teil von den Vorschlägen der Regierung stark abweichenden 
Entwurf aus, der, ohne wesentliche Abänderungen zu erfahren, 
von beiden Häusern des Reichsrates angenommen und am 
15. März 1883 zum Gesetz erhoben wurde. 



Wie das Gewerbepatent von 1859, so stellt auch die »re- 
aktionäre« Gewerbenovelle des Jahres 1883 einen Wendepunkt 
in der gewerberechtlichen Entwicklung Österreichs dar. Den- 
noch fallen jene Prinzipien, an denen die leitenden Staatsmänner 
alle die vergangenen Jahre hindurch mit zäher Energie fest- 
gehalten hatten, weniger der zerstörenden Kraft einer sachlichen 
Kritik, als dem Wellenschlage einer politischen Zeitströmung 
zum Opfer. Selber unschlüssig, weicht die Regierung vor den 
lärmenden Kundgebungen einer mit beispiellosem Geschick in 
Scene gesetzten Agitation ängstlich zurück und überlässt es, 
ohne zur Verteidigung ihrer früheren Position einen Finger zu 
rühren, den politischen Parteien, die Dinge nach ihrem Sinne 
zu ordnen. Und wie löst man jetzt das Problem der Gewerbe- 
ordnung? Das Rezept ist alt, aber wenig versprechend. Schon 
die scharf blickenden Weisen der alten Hof-Kommerz-Kommission 
hatten es bei Seite geworfen. Es heisst: Produktionsregelung 
durch Gewerbebeschränkung. 

Den zwei Gewerbekategorien des Patentes von 1859 (freien 
und konzessionierten) fügt die Novelle eine dritte, die der so- 
genannten »handwerksmässigen« hinzu. Als solche sind nach 
den Worten des Gesetzes (§1) jene anzusehen, »bei denen es 
sich um Fertigkeiten handelt, welche die Ausbildung im Ge- 
werbe durch Erlernung und längere Verwendung in demselben 
erfordeni und für welche diese Ausbildung in der Regel aus- 
reicht«. Ihre Zahl im Verordnungswege festzustellen, wird dem 
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Handelsministerium im Einvernehmen mit dem Minister des 
Innern überlassen. Und es kennzeichnete diese Behörde 
daraufhin durch die - Verordnungen vom 17. September 1883 
und vom 30. Juni 1884 als »handwerksmässige« im Ganzen 48 
der verbreitetslen Gewerbe, deren Ausübung den später zu er- 
örternden Einschränkungen jedoch nur dann unterliegt , wenn 
sie auch »handwerksmässig«, d. h. nicht »fabriksmässig«, nicht 
»hausindustrielU und nicht als »Handelsgewerbe im engeren 
Sinne« betrieben werden ^). Demnach handelt es sich, streng 
genommen, überhaupt nicht um die Regelung der gesammten 
Produktion bestimmter Gewerbe, sondern nur um die eines 
Teiles derselben, nämlich insoweit sie sich in einer gewissen 
Art von Betrieben vollzieht. Es macht nun die Novelle 
des Jahres 1883 den Antritt der sogenannten »handwerks- 
mässigen« Gewerbe, insoweit sie handwerksmässig betrieben 
werden sollen, abgesehen von der Beobachtung der allgemeinen 
für alle Gewerbe giltigen Vorschriften, überdies von der Er- 
füllung einer persönlichen Bedingung abhängig. Diese ist nach 
§ 14 des Gesetzes der »Nachweis der Befähigung«, der durch 
das Lehrzeugnis und ein Arbeitszeugnis über eine mehrjährige Ver- 
wendung als Gehilfe in demselben Gewerbe oder in einem dem be- 
treffenden Gewerbe analogen Fabriksbetriebe erbracht wird. Und 
zwar darf nach geltendem Rechte die Lehrzeit nicht weniger als 2, 
und nicht mehr als 4, die Verwendung als Gehilfe nicht weniger 
als 2 Jahre betragen. Daneben gestattet jedoch das Gesetz für be- 
sondere Fälle auch eine andere Art des »Befähigungsnachweises«, 
oder sieht ganz davon ab. So genügt erstlich auch ein Zeugnis über 
den mit Erfolg zurückgelegten Besuch bestimmter gewerblicher 
Unterrichtsanstalten, deren Auswahl dem Ministerium über- 
lassen bleibt. Es kann weiter zum Antritt eines gemeiniglich 
von Frauen betriebenen handwerksmässigen Gewerbes der Be- 
fähigungsnachweis in beliebig anderer W^eise nach freier Wür- 



1) Die Begriffe des »fabriksmässigen« und des »hausindustriellen« 
Betriebes sowie des »Handelsgewerbes im engeren Sinne« definierte das 
Handelsministerium in den Erlässen vom 12. Juli 1883 Z. 22087 und 
vom 16. September 1883 Z. 26701. 
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digung der Gewerbebehörde erbracht werden. Und es ist 
schliesslich die politische Landesbehörde ermächtigt, um in »be- 
sonders rücksichtswürdigen Fällen« den Übergang von einem 
Gewerbe zu einem andern »verwandten« Gewerbe oder den 
gleichzeitigen Betrieb mehrerer »verwandter« Gewerbe zu er- 
möglichen , Inhabern handwerksmässig betriebener Gewerbe 
Dispens von der Beibringung des Befähigungsnachweises zu er- 
teilen oder wenigstens von der Beibringung des Lehrzeugnisses 
Umgang zu nehmen. 

Elbenso bezeichnend, wie die Regelung der gewerblichen 
Betriebsverhältnisse, ist für den Charakter ^^r neuen Gewerbe- 
politik die durch die Novelle versuchte Reorganisation des ge- 
werblichen Genossenschaftswesens, das sich, soweit auf Grund 
der Bestimmungen des Patentes von 1859 die genossenschaft- 
lichen Organisationen überhaupt ins Leben getreten waren, im 
Zustande tiefsten Verfalles befand. Die wichtigste Änderung 
des bis dahin geltenden Rechtes bestand zunächst darin, dass 
die Inhaber fabriksmässig betriebener Gewerbsunternehmungen, 
die sich allerdings grösstenteils ohnehin in ungesetzlicher Weise 
von den Genossenschaften fern gehalten hatten, nunmehr durch 
§108 der Novelle von jeder gesetzlichen Beitrittspflicht ent- 
bunden wurden, so dass die neuen gewerblichen Genossen- 
schaften, abgesehen von denen der Handeltreibenden, einen 
spezifisch kleingewerblichen Charakter erhielten. 

Gewitzigt durch die bisherigen wenig guten Erfahrungen, 
war man jedoch zu der Einsicht gelangt, dass die gesetzliche 
Übertragung sozialer Pflichten keineswegs ausreiche, um ein 
reges korporatives Leben hervorzurufen, sondern dass man zu 
diesem Zwecke vor allem darauf bedacht sein müsse, das Interesse 
der beteiligten Kreise für die Gewerbegenossenschaften zu erwecken 
und zu stärken. Man glaubte dies zu erreichen, indem man die 
Gewerbekorporationen mit vollem Bewusstsein zu Vertretern 
der speziellen Interessen des »kleinen Mannes« bestellte und 
ihnen, als einer Art von staatlichen Polizeiorganen, neben der 
Erfüllung der gegen früher noch erweiterten sozialpolitischen 
Funktionen die Durchführung und Überwachung der zur Ein- 
schränkung der Gewerbefreiheit getroffenen Maassregeln anver- 
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traute. Durch Errichtung von Vorschusskassen, Rohstofflagern, 
Verkaufshallen, durch Einführung des gemeinschaftlichen Ma- 
schinenbetriebes und anderer neuer Erzeugungsniethoden sollten 
die Genossenschaften regelnd und fördernd in den gewerblichen 
Produktionsprozess eingreifen, durch die von ihnen gewährten 
Vorteile auch die widerstrebenden Elemente an sich fesseln 
und so durch Herbeiführung eines immer engeren Zusammen- 
schlusses der kleingewerblichen Bevölkerungsschichten ihre 
Widerstandskraft erhöhen. 

Um endlich auch den Widerwillen der Arbeiter gegen die 
Institution der Zwangsgenossenschaften zu besiegen, in denen 
sie, wie ich früher erwähnte, bisher nur eine sehr untergeordnete 
Rolle gespielt hatten, wurde den Gehilfen eine besondere Orga- 
nisation innerhalb des Rahmens der Genossenschaft zugebilligt 
und ausser anderen Rechten insbesondere eine weitgehende Ein- 
flussnahme auf das genossenschaftliche Krankenkassenweseri 
eingeräumt. 

Soweit in ihren Grundzügen die wichtigsten Reform- 
bestimmungen des neuen Gesetzes! Was aber bedeuten sie für 
die Lösung des Problems der Gewerbeordnung ? Entsetzt über 
die rapiden Fortschritte der grossindustriellen Entwicklung und 
über die mit jedem Jahre wachsende Zahl der Opfer dieses 
wirtschaftlichen und sozialen Umbildungsprozesses, glaubten 
furchtsame Gemüter dieser Evolution durch einen planmässigen 
Eingriff in den Mechanismus der nationalen Produktion Halt 
gebieten zu können. Sich kühnlich vermessend, kraft eines 
staatlichen Willensaktes den wirtschaftlichen Konkurrenzkampf 
dahin zu korrigieren, dass, wie man sich ausdrückte, auf dem 
Markte in Zukunft nicht mehr »Waaren mit Waaren, sondern 
Menschen mit Menschen« kämpften, meinte man, den ersten 
Schritt nach diesem Ziele hin damit zu thun, dass man die bei 
jenem Prozesse zunächst und meist gefährdete der gewerblich 
produzierenden Gruppen isolierte, um sie in ihren Existenz- 
bedingungen von dem übrigen Teile der Wirtschaftswelt unab- 
hängig zu machen. So ungeföhr dachten wenigstens diejenigen, 
die es mit der Gewerbereform ernst nahmen und der stillen 
Hoffnung lebten, es werde im Laufe der Zeit der gesammte 
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moderne Gewerbebetrieb eine Rückbildung erfahren. Aber 
was hat man gethan? Ich sehe im Rahmen dieser Abhandlung 
von der Erörterung der wichtigen Fragen ab, ob dem »Ver- 
wendungsnachweise« der Novelle des Jahres 1883, namentlich 
unter den in Osterreich obwaltenden Umständen, die Bedeutung 
eines wirklichen Befähigungsnachweises zukomme, und inwie- 
weit ferner der rite erbrachte Nachweis einer bestimmten 
technischen Befähigung an sich eine Gewähr für deren that- 
sächliches Vorhandensein biete. Wie man sie aber auch beant- 
worten möge, so steht doch ausser Zweifel, dass die Einfuhrung 
jener Bestimmung gerade die rechtliche Stellung des Handwerkers 
im Konkurrenzkampfe nicht verbesserte, sondern verschlechterte. 
Zwar gilt auch für ihn die Norm des § 37, dass jeder 
Gewerbetreibende das Recht habe, alle zur vollkommenen Her- 
stellung »seiner« Erzeugnisse nötigen Arbeiten zu vereinigen 
und die hierzu erforderlichen Hilfsarbeiter auch anderer Ge- 
werbe zu halten. Natürlich aber erstreckt sich diese Befugnis 
nur auf die Produktion solcher Erzeugnisse, die der betreffende 
Gewerbetreibende nach Maassgabe seines Befähigungsnach- 
weises überhaupt herzustellen berechtigt ist. Der Inhaber eines 
handvverksmässigen Gewerbes ist also keineswegs in der Lage, 
seinen Betrieb beliebig den Bedürfnissen anzupassen. Vielmehr 
ist ihm eine Ausdehnung seiner Produktion auf Gegenstände, 
die einem anderen handwerksmässigen Gewerbe zugehören, 
direkt untersagt, mögen sie in der Praxis des Lebens noch so 
eng mit denen seines eigenen Gewerbes in Verbindung stehen. 
Und es bleibt ihm als einziger Ausweg, aber auch nur, wenn 
es sich um ein dem seinigen »verwandtes« Gewerbe im Sinne 
des § 14 handelt, der gewerbebehördliche Dispens. Nach alle- 
dem ist der Versuch, den Handwerker durch wirtschaftliche 
Isolierung vor den üblen Folgen des Konkurrenzkampfes zu 
bewahren, als gescheitert zu betrachten. Denn das Gesetz 
schliesst durch Einschränkung seiner freien Beweglichkeit wohl 
ihn zum Teile vom Arbeitsfelde jedes seiner Konkurrenten in 
Grossindustrie, Hausindustrie und Handel aus, keineswegs aber 
diese von dem seinen Es vermag ihm auch kein gesichertes 
Absatzgebiet zu verschaffen. Und der einzige Vorzug, den er 
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be^en Falles vor seinen Rivalen voraus hat, die persönliche 
technische Befähigung, bietet an sich weder eine Garantie für 
die Erzielung wirtschaftlicher Erfolge, noch bildet sie deren 
unbedingt notwendige Voraussetzung. 

Wenn die geplante wirtschaftliche Isolierung misslang, so 
gelang eine andere, die soziale, um so besser. Denn man hat 
durch die neue Genossenschaftsgesetzgebung eine bestimmte 
Bevölkerungsgruppe, eine gewisse Kategorie Gewerbetreibender 
aus der Zahl der übrigen ausgesondert und sie als Klasse von 
Staatswegen organisiert. Man hat erstlich ihren Bildungsgang 
besonders geordnet und ihre wirtschaftliche Entwicklung durch 
gesetzliche Vorschriften beeinflusst, die den ausgesprochenen Zweck 
verfolgten, ihrem Gewerbebetriebe eine bevorzugte Stellung zu 
verschaffen. Man hat sie zu korporativen Verbänden zusammen- 
gefasst, die man als Verbände der x\ngehörigen einer bestimmten 
Interessentengruppe mit Vorrechten vor denen anderer gewerb- 
licher Berufskategorien ausstattete. Man hat ferner diese Ver- 
bände zu behördlichen Organen gemacht und ihnen nicht nur im 
weitesten Umfange Selbstverwaltung eingeräumt, sondern sogar 
die Überwachung und Durchführung gesetzlicher Bestimmungen 
Überträgen, die zum Schutze der Gehilfen und Lehrlinge und 
zu Lasten ihrer Mitglieder getroffen worden waren. Und man 
hat endlich dadurch, dass man innerhalb des Rahmens der 
Genossenschaft der geschlossenen Organisation der Arbeitgeber 
zwangsweise eine ebensolche der Arbeitnehmer gegenüberstellte, 
die schon an sich bestehenden sozialen Gegensätze verschärft 
und ist so, auf das alte Ständeprinzip zurückgreifend, wenn 
nicht zum Wiedererwecker ständischen Gemeinsinnes, so doch 
zum Förderer und Mehrer klassenbewussten Kastengeistes 
geworden. Anstatt es sich angelegen sein zu lassen, Menschen 
zu erziehen, die, frei von Engherzigkeit und Vorurteil, bereit 
sind, wenn es darauf ankommt, ihr persönliches Wohlbefinden 
zu Gunsten des grossen Ganzen zu opfern, hat der Gesetzgeber 
auf diese Weise die mächtige Entfaltung jenes Pseudokonser- 
vativismus befördert, dessen ganzes Sinnen und Trachten nur 
darauf gerichtet ist, um jeden Preis und so lange, als möglich, 
an dem festzuhalten, wovon man sich bei vernünftiger Über- 
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legung sagen muss, dass man es zuguterletzt doch werde her- 
geben müssen. 

Glücklicherweise ist die österreichische Staatsgewalt nebenher 
zur Förderung des Gewerbewesens auch auf einem anderen Wege 
fortgeschritten, den sie bereits im Jahre 1859 schücJitern be- 
treten. Sie hat zunächst in einer Arbeiterschutzgesetzgebung 
die im Gewerbepatente von 1859 enthaltenen ersten Keime 
weiter entwickelt. Sie hat zur Überwachung der zum Schutze 
der arbeitenden Klassen erlassenen Bestimmungen Gewerbe- 
inspektoren bestellt und diese Institution schrittweise ausge- 
staltet. Sie hat die soziale Lage der gewerblichen Bevölkerung 
durch Einführung einer obligatorischen Arbeiterkranken- und 
Arbeiterunfallversicherung zu verbessern gesucht. Sie hat weiter, 
unbekümmert um die problematischen Segnungen des Befähigungs- 
nachweises, die Entwicklung des gewerblichen Schulwesens in 
niustergiltiger Weise gefördert. Sie hat in verschiedenen Landes- 
teilen durch Subventionierung gewerbliche Ausstellungen er- 
rnöglicht und auf mannigfache Weise die Kenntnis und An- 
wendung gewerbetechnischer Neuerungen zu erweitern gesucht. 
Und sie hat endlich in einer Anzahl von Kronländern die In- 
stitution der Naturalverpflegstationen eingeführt, von der sich 
vielleicht erwarten lässt, dass sie sich nach und nach in allen 
Kronländern einbürgern und unter Veränderung ihres gegen- 
wärtigen polizeilichen Charakters zu einer allumfassenden inter- 
lokalen und nationalen Organisation des Herbergswesens und der 
gewerblichen Arbeitsvermittlung auswachsen werde. 



Schlusswort. 

Wir haben gesehen, wie seit dem 16. und 17. Jahrhundert, 
gleichzeitig mit dem allmähliehen Entstehen einer österreichi- 
schen Volkswirtschaft, bei den leitenden Persönlichkeiten mit 
immer wachsender Entschiedenheit die Anschauung zur Herr- 
schaft gelangt, dass der Staat, als Vertreter der gemeinsamen 
Interessen aller seiner Bürger, das Recht und die Pflicht habe, 
das Gewerbewesen innerhalb seines Gebietes in einer für die 
Gesammtheit erspriesslicln n Weise zu ordnen, und wie dement- 
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sprechend dife Staatsgewalt, schrittweise aber mit zäher Energie 
alle Hindernisse überwindend, den gewerblichen Korporationen 
ihre regulativen Machtbefugnisse entreisst und sie schliesslich 
insgesammt in ihrer Hand vereinigt. Als Resultat dieses Pro- 
zesses fanden wir zu Anfang dieses Jahrhunderts in Österreich 
ein ausgebildetes behördliches Konzessionssystem vor, das, im 
allgemeinen an den historisch gewordenen Formen der Pro- 
duktionsregelung festhaltend, sich darauf beschränkte, diese den 
jeweilen neu entstehenden wirtschaftlichen Bedurfnissen anzu- 
passen. Im Verlaufe der weiteren ökononiischen Entwicklung 
erweist sich jedoch diese Staatspraxis auf die Dauer als un- 
haltbar. Genötigt, zu tiefgreifenderen Reformen ihre Zuflucht 
zu nehmen, gelangen die österreichischen Staatsmänner zur 
Überzeugung, dass, wenn schon der Staat die moralische Pflicht 
habe, ihm doch unter den obwaltenden Verhältnissen die faktische 
Macht fehle, den nationalen Produktionsprozess weiterhin in 
wirksamer und zweckmässiger W^eise zu regeln. An der Mög- 
lichkeit einer ferneren Lösung der früher gestellten Aufgabe 
verzweifelnd, überlasst die Staatsgewalt die gewerbliche Pro- 
duktion sich selbst, ohne sich jedoch vor der Hand der weit- 
tragenden Konsequenzen ihres Vorgehens und der ihr hieraus 
erwachsenden neuen Aufgaben klar bewusst zu werden. Das 
geschieht erst in den folgenden Jahren. Doch hat diese Er- 
kenntnis vorläufig keine entsprechende Modifikation des be- 
stehenden Gewerberechtssystem es zur Folge. Als die lange 
geplante Reform endlieh in Angriff genommen wird , hat sich 
ein Umschwung in den bisher herrschenden Anschauungen 
vollzogen. Die seit Jahren projektierte und als dringend not- 
wendig anerkannte gesetzliche Neuregelung der Arbeiterverhält- 
nisse verschiebend, lässt sich die Staatsgewalt zu einem neuen 
Versuche bewegen, das Problem der Gewerbeordnung auf dem 
Wege der Produktionsregelung zu lösen. 

Wie unvollkommen, selbst rein legislatorisch betrachtet, dieser 

Versuch ausgefallen ist, bemühte ich mich im letzten Abschnitte 

darzuthun. Und es bleibt mir nur die Frage zu beantworten, worauf 

sein Fehlschlagen zurückzufuhren ist. Ich muss es mir an dieser 

\Stelle versagen, hierauf näher einzugehen. Sollte es mir jedoch 
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gestattet sein, einige Gedanken zu äussern, ohne sie allseitig 
begründen zu müssen, so würde ich Folgendes anzuführen haben. 
Schon der Referent der alten Hof-Kommerz-Koramission hatte 
darauf hingewiesen , dass eine staatliche Produktionsregelung 
unter den modernen Verhältnissen nur dann möglich werde, 
wenn man mit einer Feststellung des nationalen Bedarfes be- 
ginne und sie von dieser Seite her in Angriff nehme. Die 
Reformatoren des Jahres 1883 haben sich über diese Erwägung 
leichten Sinnes hinweggesetzt und schon damit bewiesen, wie 
wenig sie ihrer Aufgabe gewachsen waren. Auf die Staats- 
praxis früherer Zeiten zurückgreifend, haben sie eine unmittelbare 
Regelung der gewerblichen Produktion auf dem Wege der 
Betriebsbeschränkung versucht, dabei aber noch einen zweiten 
Fehler begangen. Denn sie haben den einheitlichen Charakter der 
modernen Volkswirtschaft und, um mich eines Comte'schen 
Ausdruckes zu bedienen, den »statischen« Zusammenhang, die 
wechselseitige Abhängigkeit aller sozialen, also auch aller wirt- 
schaftlichen Phänomene verkannt und sich der naiven Hoffnung 
hingegeben, man könne, nach Beheben und ohne sich weiter 
um die ausschlaggebenden Entwicklungstendenzen des Ganzen 
zu bekümmern, einen Teil aus dem Gesammtgebiete des Gevverbe- 
lebens ausscheiden und mit Erfolg einem besonderen Regime 
unterwerfen. 

Der empirische Nachweis, dass dies gar nicht, oder doch 
nur in beschränktem Umfange möglich ist, wird den Gegen- 
stand einer grösseren Arbeit bilden, deren ich bereits zu Beginn 
dieser Abhandlung Erwähnung that. Auch werde ich darin 
versuchen, die Aufgaben zu kennzeichnen, die angesichts der 
modernen ökonomischen Entwicklung im Hinblick auf eine 
zweckentsprechende Lösung des Problems der Gewerbeordnung 
einer pflichtbewussten Staatsgewalt erwachsen. 
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